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Antragsfrist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO bei Änderung der angegriffenen Vorschrift  
 

Leitsatz 
 

Wird eine Rechtsnorm, deren Gültigkeit in einem gerichtlichen Verfahren nach § 47 VwGO überprüft wird, 
während der Dauer dieses Verfahrens inhaltlich geändert, kann der Antragsteller die geänderte Vorschrift nur 
innerhalb der Frist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO in das Verfahren einbeziehen.  
 

Sachverhalt 
 

Die Antragstellerin, eine Dienstleistungsgewerkschaft, wendet sich gegen eine Rechtsverordnung des An-
tragsgegners, die Sonntagsarbeit in öffentlichen Bibliotheken erlaubt. 
 

Der Antragsgegner fasste durch Art. 1 des Gesetzes zur Stärkung der kulturellen Funktion der öffentlichen 
Bibliotheken und ihrer Öffnung am Sonntag (Bibliotheksstärkungsgesetz) vom 29. Oktober 2019 § 10 des 
Kulturfördergesetzes NRW wie folgt neu: 
 

"(1) Die öffentlichen Bibliotheken sind nach Maßgabe der Bestimmungen ihres Trägers Orte der Kultur. Inso-
fern dienen sie 
 

1. dem Informationszugang und lebenslangen Lernen, 
 

2. der Begegnung, Kommunikation, dem kulturellen Austausch und der gesellschaftlichen Integration, 
 

3. der Leseförderung sowie der Vermittlung von Medien- und Informationskompetenz, 
 

4. der Vermittlung von allgemeiner, interkultureller und staatsbürgerlicher Bildung sowie 
 

5. der demokratischen Willensbildung und gleichberechtigten Teilhabe, insbesondere durch ein vielfältiges 
Presseangebot. 
 

Sie können insbesondere im ländlichen Raum und in kleinen Städten und Gemeinden zu Zentren der Kultur 
weiterentwickelt werden und insofern dazu dienen, dass an ihnen verschiedene kulturelle Aktivitäten aus der 
regionalen Umgebung angeboten werden können. 
 

(2) ... 
 

(3) ..." 
 

Gleichzeitig fügte der Antragsgegner durch Art. 2 des Bibliotheksstärkungsgesetzes § 1 Abs. 1 der Bedarfs-
gewerbeverordnung, wonach abweichend von dem generellen Verbot des § 9 Abs. 1 ArbZG an Sonn- und 
Feiertagen in bestimmten Bereichen Arbeitnehmer beschäftigt werden dürfen, soweit die Arbeiten für den 
Betrieb unerlässlich sind und nicht an Werktagen durchgeführt werden können, folgende Nr. 11 an: 
 

"in öffentlichen Bibliotheken, soweit sie ihre Funktionen nach § 10 Absatz 1 des Kulturfördergesetzes NRW 
vom 18. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 917), geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), 
erfüllen, bis zu 6 Stunden." 
 

Das Bibliotheksstärkungsgesetz wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 8. November 2019 (GV. NRW. 
S. 852) bekannt gemacht. 
 

Gegen § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung hat die Antragstellerin am 28. Mai 2020 beim Ober-
verwaltungsgericht einen Normenkontrollantrag gestellt. 
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Während des gerichtlichen Verfahrens hat der Antragsgegner mit dem Gesetz zum Erlass eines Kulturgesetz-
buches sowie zur Änderung und Aufhebung weiterer Vorschriften (Kulturrechtsneuordnungsgesetz) vom 1. 
Dezember 2021, bekanntgemacht im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 14. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 
1353), unter Art. 1 das Kulturgesetzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen (Kulturgesetzbuch NRW) erlassen, 
unter Art. 2 das Kulturfördergesetz NRW aufgehoben sowie unter Art. 7 in § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsge-
werbeverordnung die Wörter "§ 10 Absatz 1 des Kulturfördergesetzes NRW vom 18. Dezember 2014 (GV. 
NRW. S. 917), geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90)", durch die Wörter "§ 47 und 
§ 48 Absätze 4 bis 6 des Kulturgesetzbuches vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353) in der jeweils 
geltenden Fassung" ersetzt. § 47 und § 48 Abs. 4 bis 6 Kulturgesetzbuch lauten wie folgt: 
 

"§ 47 Aufgaben der Bibliotheken 
 

(1) Bibliotheken sind zur Benutzung bestimmte und erschlossene Sammlungen von Büchern sowie anderen 
Medien- und Informationsangeboten, auch digitaler Art. Sie tragen in besonderer Weise zur Verwirklichung 
des Grundrechts aus Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes bei, sich aus allgemein zugänglichen Quel-
len ungehindert unterrichten zu können. 
 

(2) Als Bildungs- und Informationseinrichtungen unterstützen Bibliotheken das selbstbestimmte lebensbeglei-
tende Lernen, die Leseförderung sowie die Vermittlung von Medien- und Informationskompetenz. 
 

(3) Als Kultureinrichtungen stellen sie Räume für Begegnungen, Kommunikation, Integration und Kreativität 
zur Verfügung, gestalten diese aktiv und bieten ein vielfältiges Programm an. Sie haben auch die Funktion 
eines Dritten Orts im Sinne von § 14 Absatz 4 Satz 1. 
 

(4) Als Gedächtnisinstitutionen pflegen, bewahren und erschließen Bibliotheken wertvolle Altbestände und 
Sammlungen und machen sie der Öffentlichkeit in analoger oder digitaler Form zugänglich. 
 

§ 48 Öffentliche Bibliotheken 
 

... 
 

(4) Öffentliche Bibliotheken leisten durch ein fachlich kuratiertes Informationsangebot einen wichtigen Beitrag 
zur Sicherung der Informationsfreiheit. Daher sind sie bei der Auswahl ihrer Medien unabhängig und an Wei-
sungen nicht gebunden. 
 

(5) Öffentliche Bibliotheken sind unter Beachtung des Hausrechts und im Rahmen der Benutzungsregelungen 
ihrer Träger frei zugänglich. Sie ermöglichen Nutzerinnen und Nutzern einen niedrigschwelligen und ungehin-
derten Zugang zu Informationen und tragen so wesentlich zur Vermittlung von allgemeiner, interkultureller und 
staatsbürgerlicher Bildung bei. Zudem ermöglichen und unterstützen sie die demokratische Willensbildung 
und gleichberechtigte Teilhabe sowie die gesellschaftliche Integration. Das Land unterstützt die Öffentlichen 
Bibliotheken bei der nutzerfreundlichen Ausweitung der Öffnungszeiten. 
 

(6) Als Orte der Begegnung, der Kommunikation, des kulturellen Austausches und der gesellschaftlichen In-
tegration können Bibliotheken zentrale Orte der Kultur und der außerschulischen Bildung sein und dazu bei-
tragen, kulturelle Aktivitäten in der Region zu bündeln und zugänglich zu machen." 
 

Die Antragstellerin hatte ursprünglich angekündigt zu beantragen, § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbever-
ordnung vom 5. Mai 1998, eingefügt durch Bibliotheksstärkungsgesetz vom 29. Oktober 2019 (GV. NRW. S. 
852) für unwirksam zu erklären. Nach gerichtlichen Hinweisen hat sie entsprechend ihrer erstmaligen Ankün-
digung mit Schriftsatz vom 20. Januar 2023 in der mündlichen Verhandlung beantragt, § 1 Abs. 1 Nr. 11 der 
Bedarfsgewerbeverordnung vom 5. Mai 1998, eingefügt durch Art. 2 des Bibliotheksstärkungsgesetzes vom 
29. Oktober 2019 (GV. NRW. S. 852), in der Fassung gemäß Art. 7 des Kulturrechtsneuordnungsgesetzes 
vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), für unwirksam zu erklären. Der Antragsgegner hat in die 
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Einbeziehung von Art. 7 des Kulturrechtsneuordnungsgesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353) 
in den Antrag eingewilligt. 
 

Das Oberverwaltungsgericht hat den Antrag abgelehnt. Dessen Anpassung sei jedenfalls wegen der Einwilli-
gung des Antragsgegners zulässig. Der angepasste Antrag sei seinerseits zulässig. Eine - wie hier - im Wege 
eines formellen Gesetzes erlassene oder geänderte Rechtsverordnung nehme den Rang einer Verordnung 
ein und stelle eine im Wege der Normenkontrolle gemäß § 47 VwGO überprüfbare Rechtsvorschrift dar. Für 
die Einbeziehung der aktuellen Fassung von § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung sei die bereits 
vor Antragsanpassung abgelaufene Antragsfrist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO nicht erneut zu beachten ge-
wesen. Es bestehe eine vergleichbare Interessenlage wie bei der nachträglichen Einbeziehung von Ände-
rungsverwaltungsakten in eine Anfechtungsklage, die bei materieller Unteilbarkeit beider Regelungen nach 
der Rechtsprechung nicht die erneute Einhaltung der Frist fordere. Die ursprüngliche Fassung und die nach-
träglich einbezogene Änderungsfassung der angegriffenen Vorschrift seien nach materiellem Recht unteilbar. 
Beide Fassungen seien aufgrund der Ersetzung einzelner Worte nur im Zusammenhang zu verstehen. Die 
Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen in öffentlichen Bibliotheken habe für Behörden und Bürger bereits mit 
dem fristgerecht gestellten Normenkontrollantrag gegen die ursprünglich angegriffene Fassung auf dem Prüf-
stand gestanden. Jedoch sei der Antrag unbegründet. Der geltend gemachte Verstoß gegen höherrangiges 
Recht, insbesondere den Sonntagsschutz des Grundgesetzes, liege nicht vor. Die Revision sei zuzulassen, 
weil die Rechtssache im Hinblick auf die Frage, ob für die nachträgliche Einbeziehung einer inhaltlich unteilbar 
geänderten Fassung einer Norm in ein Normenkontrollverfahren die Antragsfrist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO 
zu beachten sei, grundsätzliche Bedeutung im Sinne des § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO habe. 
 

Mit ihrer Revision trägt die Antragstellerin vor, das Oberverwaltungsgericht habe den Normenkontrollantrag 
zu Recht als zulässig angesehen, insbesondere sei die Frist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO hinsichtlich der 
Einbeziehung der Änderung von § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung durch das Kulturrechts-
neuordnungsgesetz aus den vom Oberverwaltungsgericht dargelegten Gründen nicht zu beachten gewesen. 
Jedenfalls sei die Frist bislang nicht in Gang gesetzt, da es an einer ordnungsgemäßen Bekanntmachung der 
Änderung fehle. Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts verletze jedoch Bundesrecht, soweit es den Normen-
kontrollantrag für unbegründet gehalten habe. § 11 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung sei formell 
und materiell rechtswidrig. 
 

Die Antragstellerin beantragt, das Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
1. Juni 2023 zu ändern und § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung vom 5. Mai 1998, eingefügt 
durch Art. 2 des Bibliotheksstärkungsgesetzes vom 29. Oktober 2019 (GV. NRW S. 852), in der Fassung 
gemäß Art. 7 des Kulturrechtsneuordnungsgesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW S. 1353), für unwirk-
sam zu erklären. 
 

Der Antragsgegner beantragt, die Revision der Antragstellerin zu verwerfen, hilfsweise, die Revision zurück-
zuweisen. 
 

Er meint, die Revision sei bereits unzulässig, weil das Oberverwaltungsgericht die Zulassungsentscheidung 
ausweislich ihrer Begründung auf die Zulässigkeit des Normenkontrollantrags beschränkt habe. Die Antrag-
stellerin greife aber nur die Ausführungen des Oberverwaltungsgerichts zur Begründetheit an. Im Übrigen sei 
der Normenkontrollantrag unzulässig, jedenfalls aber unbegründet. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision der Antragstellerin hat keinen Erfolg. 
 

Sie ist zulässig. Das Oberverwaltungsgericht hat die Revision unbeschränkt zugelassen. Es bedarf vorliegend 
keiner Erörterung, ob eine Beschränkung der Revisionszulassung auf die Zulässigkeit im Verwaltungsprozess 
überhaupt möglich ist (dafür unter Verweis auf die zivilrechtliche Rechtsprechung Buchheister, in: Schoch/
Schneider, VwGO, Stand August 2024, § 132 Rn. 28; kritisch Czybulka/Hösch, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 5. 
Aufl. 2018, § 132 Rn. 82 ff.). Jedenfalls würde eine solche Beschränkung voraussetzen, dass sie sich eindeutig 
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aus der Zulassungsentscheidung ergibt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 30. Dezember 2021 - 3 B 25.21 - NVwZ 
2022, 548 Rn. 9 f. m. w. N.). Dies ist hier nicht der Fall. Der Tenor des angegriffenen Urteils spricht die Revi-
sionszulassung unbeschränkt aus und seine Rechtsmittelbelehrung nennt allein die "Revision" als zulässiges 
Rechtsmittel. Das Oberverwaltungsgericht hat die Zulassung der Revision zwar lediglich mit der Frage der 
Antragsfrist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO begründet. Daraus lässt sich jedoch eine Beschränkung der Zulas-
sungsentscheidung nicht mit der gebotenen Eindeutigkeit entnehmen. 
 

Die Revision wahrt auch das Begründungserfordernis des § 139 Abs. 3 Satz 4 VwGO. Sie setzt sich mit den 
Erwägungen des Oberverwaltungsgerichts hinreichend auseinander; die ergänzende Bezugnahme auf frühe-
res Vorbringen ist unschädlich. 
 

Die Revision ist jedoch unbegründet. Das Urteil verletzt zwar mit der Annahme, die Frist des § 47 Abs. 2 Satz 
1 VwGO sei bei der Einbeziehung der Änderungsfassung des § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverord-
nung vom 1. Dezember 2021 in das Normenkontrollverfahren nicht zu beachten gewesen, Bundesrecht und 
beruht auf diesem Bundesrechtsverstoß (§ 137 Abs. 1 Nr. 1 VwGO). Wegen der Unzulässigkeit des Antrags 
stellt sich das diesen abweisende Urteil im Ergebnis jedoch als richtig dar, § 144 Abs. 4 VwGO. 
 

Zutreffend hat das Oberverwaltungsgericht den zulässigerweise angepassten Antrag gegen § 1 Abs. 1 Nr. 11 
der Bedarfsgewerbeverordnung in der Fassung vom 1. Dezember 2021 gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO i. V. 
m. §§ 109a, 133 Abs. 3 Satz 2 JustizG NRW für statthaft gehalten. Die Vorschrift ist zulässiger Gegenstand 
einer Normenkontrolle nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO. Ihre Änderung durch ein formelles Gesetz lässt den 
Rang als Rechtsverordnung unberührt (vgl. hierzu BVerfG, Beschluss vom 13. September 2005 - 2 BvF 2/03 
- BVerfGE 114, 196 <239 f.>; BVerwG, Urteile vom 16. Januar 2003 - 4 CN 8.01 - BVerwGE 117, 313 <317> 
und vom 15. Dezember 2016 - 2 C 31.15 - BVerwGE 157, 54 Rn. 12). 
 

Der Antrag ist aber wegen Versäumung der Frist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO unzulässig. Danach ist der 
Antrag innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Rechtsvorschrift zu stellen. Die Antragsfrist bezieht 
sich auf die konkret zur Überprüfung gestellte Vorschrift, vorliegend also die Änderungsfassung des § 1 Abs. 
1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung vom 1. Dezember 2021. Gemäß § 57 Abs. 2 VwGO i. V. m. § 222 
Abs. 1 ZPO, § 187 Abs. 1 BGB begann die Frist am Tag nach der Bekanntmachung der Änderung der Vor-
schrift im Gesetz- und Verordnungsblatt am 14. Dezember 2021 (GV. NRW S. 1353). Auf die von der Antrag-
stellerin problematisierte Ordnungsgemäßheit der Bekanntmachung kommt es dabei von Rechts wegen nicht 
an (vgl. BVerwG, Urteil vom 19. Februar 2004 - 7 CN 1.03 - NVwZ 2004, 1122 <1123>). Die Frist beginnt bei 
einer Änderung der angegriffenen Vorschrift nur dann nicht neu zu laufen, wenn die Neufassung offenkundig 
keine inhaltlichen Änderungen bewirkt. Dabei ist es eine Frage der systematischen Auslegung, ob eine selbst 
unverändert gebliebene Regelung im Kontext mit geänderten anderen Vorschriften des ursprünglichen Regel-
werks eine neue belastende Wirkung entfaltet. Die klarstellende Änderung einer Vorschrift führt auch dann zu 
einer neuen Beschwer für die Betroffenen, wenn die Modifikation deren Anwendungsbereich eindeutiger zum 
Ausdruck bringt und damit präzisiert (vgl. BVerwG, Urteil vom 30. September 2009 - 8 CN 1.08 - NVwZ-RR 
2010, 578 Rn. 24, Beschluss vom 27. September 2021 - 6 BN 1.21 - NVwZ 2022, 70 Rn. 11). Danach löste 
die Änderung des § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung mit der Ersetzung der bisherigen Verwei-
sung auf § 10 Abs. 1 des Kulturfördergesetzes durch die Bezugnahme auf das neu in Kraft getretene Kultur-
gesetzbuch die Frist neu aus. Die durch § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung in Bezug genom-
mene Funktionsbeschreibung öffentlicher Bibliotheken wurde durch die neuen Zielnormen der Verweisung, § 
47 und § 48 Abs. 4 bis 6 des Kulturgesetzbuchs, präzisiert und erweitert. So wurde unter anderem erstmals 
der niedrigschwellige und ungehinderte Informationszugang als Aufgabe der Bibliotheken gesetzlich veran-
kert. Zugleich wurden Bibliotheken als Dritte Orte im Sinne des § 14 Abs. 4 Satz 1 des Kulturgesetzbuchs 
eingestuft. Hierdurch wurde auch die Voraussetzung der Öffnung öffentlicher Bibliotheken an Sonntagen ge-
mäß § 1 Abs. 1 Nr. 11 der Bedarfsgewerbeverordnung präzisiert. 
 

Die Frist endete gemäß § 57 Abs. 2 VwGO i. V. m. § 222 Abs. 1 ZPO, § 188 Abs. 2 BGB am 14. Dezember 
2022. Die Einbeziehung der Änderungsvorschrift durch Schriftsatz vom 20. Januar 2023 erfolgte nach Frist-
ablauf. 
 

Die Annahme des Oberverwaltungsgerichts, die Antragstellerin habe die neu in Gang gesetzte Frist nicht 
einhalten müssen, weil die ursprünglich (und fristgerecht) angegriffene Norm und die einbezogene 



  Fragen 1 und 2 
Änderungsfassung eine nach materiellem Recht unteilbare Regelung enthielten, verletzt Bundesrecht. Auf 
den Wortlaut des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO, wonach der Antrag innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe 
der angegriffenen Vorschrift zu stellen ist, lässt sich diese Annahme nicht stützen. Eine Ausnahme für Ände-
rungsfassungen, deren Vorgängervorschrift bereits Gegenstand eines Normenkontrollantrags ist, ist hierin 
nicht angelegt. Der aus der Gesetzesbegründung ersichtliche Sinn und Zweck der Antragsfrist, die durch Ge-
setz vom 1. November 1996 eingefügt und durch Gesetz vom 21. Dezember 2006 auf ein Jahr verkürzt wurde, 
spricht ebenfalls gegen ein solches Verständnis. Nach der Gesetzesbegründung soll die Frist insbesondere 
der zügigen Herstellung von Rechtssicherheit dienen (vgl. BT-Drs. 16/2496 S. 17 f.). Die Feststellung der 
Unwirksamkeit der Norm, die nicht nur die unmittelbar am verwaltungsgerichtlichen Verfahren Beteiligten be-
trifft, sondern allgemeinverbindlich wirkt und deshalb auch auf nicht bestandskräftig abgeschlossene Verwal-
tungsverfahren Dritter erhebliche Auswirkungen haben kann, soll nur für einen beschränkten Zeitraum zuge-
lassen werden. Dieser Regelungszweck ist bei einer Änderungsverordnung ebenso berührt, wie bei einer 
erstmals angegriffenen Vorschrift. Auch bei einer Änderungsvorschrift steht für die Allgemeinheit nicht von 
vornherein fest, dass der Antragsteller seinen Angriff gegen die Ursprungsfassung der Vorschrift auch auf ihre 
Änderung erstrecken wird. 
 

Das danach durch Wortlaut, Gesetzesbegründung und Zweck der Vorschrift gestützte Ergebnis wird nicht 
durch andere Erwägungen in Frage gestellt. Der vom Oberverwaltungsgericht herangezogene Vergleich zur 
fristunabhängigen Einbeziehung von Änderungsverwaltungsakten in Anfechtungsklagen (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 11. November 2020 - 8 C 22.19 - BVerwGE 170, 311 Rn. 25) trägt ein abweichendes Auslegungsergebnis 
nicht. Es fehlt schon an einer vergleichbaren Interessenlage, weil ein nicht angefochtener Verwaltungsakt in 
Bestandskraft erwächst, während eine nicht gemäß § 47 VwGO angegriffene Rechtsnorm weiterhin der inzi-
denten Prüfungs- und Verwerfungskompetenz der Verwaltungsgerichte unterliegt. Angesichts der Allgemein-
verbindlichkeit der Normenkontrollentscheidung (vgl. § 47 Abs. 5 Satz 2 VwGO) ist von dem - im Verfahren 
nach § 47 VwGO wegen § 67 Abs. 4 Satz 1 VwGO zwingend durch einen rechtskundigen Prozessbevollmäch-
tigten vertretenen - Antragsteller auch zu verlangen, die von ihm angegriffene Rechtsnorm im Blick zu behal-
ten. Er hat bei Änderungen der Rechtsnorm zu entscheiden und gegenüber dem Gericht mitzuteilen, ob er die 
Änderungsfassung der Vorschrift in das Verfahren einbeziehen möchte. Insoweit gilt nichts anderes als beim 
erstmaligen Inkrafttreten einer Vorschrift, auf das der Antragsteller ebenfalls selbst aufmerksam werden muss, 
um binnen der Frist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO den Normenkontrollantrag stellen zu können. 
 

Eine Wiedereinsetzung in die versäumte Antragsfrist gemäß § 60 VwGO scheidet aus. Es bedarf keiner Ent-
scheidung, ob und inwieweit eine Wiedereinsetzung in die Ausschlussfrist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO in 
Betracht kommt. Jedenfalls fehlt es vorliegend an einer unverschuldeten Fristversäumnis der Antragstellerin. 
Nach dem oben Ausgeführten oblag es ihr, auf mögliche Änderungen der angegriffenen Norm zu achten. Es 
ist nicht Aufgabe des Normenkontrollgerichts, in bereits anhängigen Verfahren die Beteiligten auf Änderungen 
der angegriffenen Vorschriften hinzuweisen. 
 

Das Urteil beruht auf diesem Bundesrechtsverstoß, weil es keine selbstständig tragende Alternativbegründung 
für den Erlass eines Sachurteils enthält. Es stellt sich jedoch gemäß § 144 Abs. 4 VwGO aus anderen Gründen 
als richtig dar, weil sich die Ablehnung des Normenkontrollantrags wegen dessen Unzulässigkeit im Ergebnis 
als zutreffend erweist. 
 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.
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Sperrerklärung: Verfassungsrechtliche Gewährleistung des freien Mandats (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG) 
 

Leitsatz  
 

Die verfassungsrechtliche Gewährleistung des freien Mandats (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG) verlangt auch Be-
achtung, wenn der Abgeordnete Auskunft über die vom Verfassungsschutz zu ihm gespeicherten personen-
bezogenen Daten begehrt und die oberste Aufsichtsbehörde die Vorlage der entsprechenden Akten oder 
elektronischen Dokumente gemäß § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO verweigern will. 
 

Sachverhalt 
 

I. Die Klägerin begehrt in der diesem Zwischenverfahren zugrunde liegenden Hauptsache, das beklagte Land 
zu verpflichten, ihr gemäß § 13 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfassungsschutz in Baden-Württemberg 
(LVSG-BW) Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten personenbezogenen Daten zu erteilen. 
 

Die Klägerin war von 2016 bis 2021 Abgeordnete im Landtag von Baden-Württemberg und gehörte dort der 
AfD-Fraktion an; seit 2021 ist sie Mitglied des Deutschen Bundestags. Unter Hinweis auf ihre Abgeordneten-
stellung beantragte sie mit Schreiben vom 14. November 2019 beim beigeladenen Ministerium Auskunft über 
die zu ihrer Person gespeicherten Daten und über eine Beobachtung durch Behörden in dessen Geschäfts-
bereich. 
 

Mit Bescheid vom 6. April 2020 erteilte das Landesamt für Verfassungsschutz der Klägerin Auskunft über die 
personenbezogenen Daten, mit der sie bei ihm erfasst sei (Name, Vorname, Geburtsdatum, Facebook-Profil 
und Homepage), und listete (in jeweils einem Satz) insgesamt sechs Einzelerkenntnisse über die Klägerin auf; 
eine weitergehende Auskunft unterbleibe gemäß § 13 Abs. 2 LVSG. Den von der Klägerin hiergegen erhobe-
nen Widerspruch wies das Landesamt für Verfassungsschutz mit Bescheid vom 28. Juli 2020 zurück. 
 

Mit der hiergegen zum Verwaltungsgericht ... erhobenen Klage begehrt die Klägerin weitere Auskunft über die 
zu ihr gespeicherten personenbezogenen Daten. 
 

Auf die Aufforderung des Verwaltungsgerichts, die vollständigen Originalunterlagen vorzulegen, hat das Lan-
desamt für Verfassungsschutz eine teilgeschwärzte Verfahrensakte (Schwärzungen auf 34 von 92 Seiten, ein 
Blatt entnommen) und eine dazugehörige Sperrerklärung des Beigeladenen vom 15. Februar 2021 übermittelt. 
Bei den geschwärzten Passagen stünden das Wohl des Landes - in Gestalt der Sicherung der Aufgabener-
füllung des Landesamts für Verfassungsschutz - sowie das aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht resul-
tierende private Geheimschutzinteresse Dritter einer Offenlegung entgegen. 
 

Auf den Antrag der Klägerin, festzustellen, dass die Sperrerklärung rechtswidrig sei, hat das Verwaltungsge-
richt mit Beschluss vom 6. Juli 2022 festgestellt, dass es die Vorlage von 20 im einzelnen bezeichneten Seiten 
mit Schwärzungen sowie der entnommenen Seite für entscheidungserheblich erachte. Mit Schreiben vom 15. 
Juli 2022 hat der Beigeladene erklärt, dass er an der Sperrerklärung festhalte. Das Verwaltungsgericht hat 
daraufhin die Sache unter dem 21. Juli 2022 an den Fachsenat des Verwaltungsgerichtshofs zur Durchführung 
eines Zwischenverfahrens nach § 99 Abs. 2 VwGO abgegeben. 
 

Mit Beschluss vom 12. September 2022 hat der Fachsenat des Verwaltungsgerichtshofs festgestellt, dass die 
Sperrerklärung vom 15. Februar 2021 rechtswidrig ist, soweit sie bestimmte, im Einzelnen bezeichnete Passa-
gen der Verfahrensakte betrifft, und im Übrigen den Antrag der Klägerin abgelehnt. 
 

Hiergegen richtet sich die Beschwerde der Klägerin, die sie auf die Feststellung der Rechtswidrigkeit der 
Sperrerklärung in Bezug auf zwei konkrete Passagen (Nr. 1.16 und Nr. 1.17, jeweils auf Blatt 28 und 34 der 
Verfahrensakte) beschränkt hat. Zur Begründung führt sie aus, ihr gehe es darum, mittels des Auskunftsver-
langens festzustellen, inwieweit über sie und ihre Tätigkeit als Abgeordnete durch das Landesamt für 
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Verfassungsschutz Informationen gesammelt und verarbeitet werden, um dies sodann prüfen und ggf. dage-
gen einschreiten zu können. Sie halte das Sammeln dieser Informationen im Hinblick auf das freie Mandat im 
Sinne des Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG und des Art. 27 Abs. 3 Satz 2 der Verfassung des Landes Baden-Würt-
temberg (LV-BW) für rechtswidrig. Bei den beanstandeten Passagen sei nicht auszuschließen, dass es sich 
um Informationen handele, die über ihre parlamentarischen Mitarbeiter, Kollegen und Kontakte und damit über 
den vertraulichen Kernbereich ihrer parlamentarischen Tätigkeit gesammelt worden seien. 
 

Entscheidungsgründe 
 

II. Die zulässige Beschwerde ist begründet. 
 

1. Die Beschwerde richtet sich gegen die Sperrerklärung, soweit diese sich auf die Nummern 1.16 und 1.17 
auf den - textidentischen - Blatt 28 bzw. 34 des Verwaltungsvorgangs bezieht. Das Beschwerdebegehren lässt 
nicht eindeutig erkennen, ob damit auch die Schwärzung der Akten- und Personenkennzeichen angegriffen 
wird, die in den Nummern 1.16 und 1.17 wie in allen anderen Nummern des Vorgangs enthalten sind. Der 
Beigeladene hat die Schwärzungen dieser organisatorischen Zeichen zusammengefasst und "vor die Klam-
mer gezogen" begründet (Seite 10 f. unter Nr. 1.1). Auch der Fachsenat des Verwaltungsgerichtshofs hat 
diese Schwärzungen zusammengefasst geprüft und - rechtlich zutreffend - gebilligt (Seite 19 f. des Beschlus-
ses). Nachdem die Klägerin im Übrigen die zahlreichen Schwärzungen von Aktenzeichen und ähnlichen or-
ganisatorischen Zeichen nicht beanstandet, geht der Senat davon aus, dass sie dies auch insoweit nicht be-
absichtigt und Gegenstand der vorliegenden Beschwerde nur der sachliche Inhalt der Nummern 1.16 und 1.17 
ist. 
 

2. Mit diesem Gegenstand hat die Beschwerde Erfolg. 
 

Die Sperrerklärung des Beigeladenen vom 15. Februar 2021 ist auch rechtswidrig, soweit sie sich - mit Aus-
nahme der dortigen Akten- und Personenkennzeichen - auf die Schwärzung der Nummern 1.16 und 1.17 
bezieht. Sie trägt insoweit der Bedeutung nicht Rechnung, die sich bei der Berufung auf Geheimhaltungs-
gründe und bei der Ermessensausübung im Sinne von § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO aus dem Abgeordnetenstatus 
der Klägerin und ihrem freien Mandat (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG, Art. 27 Abs. 3 Satz 2 LV-BW) ergibt. 
 

a) Das Bundesverfassungsgericht hat für die Beobachtung von Abgeordneten durch Behörden des Verfas-
sungsschutzes aus der Gewährleistung des freien Mandats (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG) Grundsätze und ein-
schränkende rechtliche Maßgaben entwickelt, die über Art. 28 Abs. 1 GG sowie unmittelbar über die entspre-
chende Norm des Landesverfassungsrechts (hier: Art. 27 Abs. 3 Satz 2 LV-BW) auch für die Mitglieder der 
Volksvertretungen in den Ländern gelten (vgl. zum gesamten Folgenden BVerfG, Beschluss vom 17. Septem-
ber 2013 - 2 BvE 6/08 u. a. - BVerfGE 134, 141 Rn. 91, 98, 100 ff., 107 f., 119 f. - Ramelow). 
 

Das freie Mandat gemäß Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG gewährleistet die freie Willensbildung des Abgeordneten 
und damit auch eine von staatlicher Beeinflussung freie Kommunikationsbeziehung zwischen dem Abgeord-
neten und den Wählerinnen und Wählern. Dabei ist der Gewährleistungsgehalt des Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG 
auf das gesamte politische Handeln des Abgeordneten bezogen und umfasst nicht nur dessen Tätigkeit im 
parlamentarischen Bereich. Die Sphären des Abgeordneten "als Mandatsträger", "als Parteimitglied" sowie 
als politisch handelnder "Privatperson" lassen sich nicht strikt trennen; die parlamentarische Demokratie for-
dert insoweit den Abgeordneten als ganzen Menschen. Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG gewährleistet in diesem 
Zusammenhang auch die Freiheit der Abgeordneten von exekutiver Beobachtung, Beaufsichtigung und Kon-
trolle und steht insoweit in engem Zusammenhang mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung gemäß Art. 20 
Abs. 2 Satz 2 GG. Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG etabliert insoweit einen spezifischen Kontrollzusammenhang 
zwischen Bundestag und Bundesregierung, der von den gewählten Abgeordneten ausgeht und mit dem de-
mokratischen Legitimationsstrang vom Bundestag zur Bundesregierung verläuft, nicht hingegen umgekehrt 
von der Regierung zum Parlament. 
 

Vor diesem Hintergrund stellt bereits die systematische Sammlung und Auswertung öffentlich zugänglicher - 
ohne den Einsatz von Methoden der heimlichen Beschaffung erlangter - Informationen über den Abgeordneten 
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einen Eingriff in das freie Mandat dar. Das gilt auch dann, wenn die gesammelten Informationen nicht digita-
lisiert sind. Ferner beeinträchtigt die Sammlung von Informationen über einen Abgeordneten dessen freie 
Mandatsausübung, weil die hiermit verbundene Stigmatisierung Wählerinnen und Wähler von einer Kontakt-
aufnahme und von eigener inhaltlicher Auseinandersetzung mit seinen politischen Tätigkeiten und denen sei-
ner Partei und Fraktion abhalten und damit die von Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG geschützte Kommunikationsbe-
ziehung mit den Bürgern nachteilig beeinflussen kann. Die bloße Möglichkeit einer staatlichen Registrierung 
von Kontakten kann eine abschreckende Wirkung entfalten und schon im Vorfeld zu Kommunikationsstörun-
gen und Verhaltensanpassungen führen. In dieser Möglichkeit eines Abschreckungseffekts liegt ein Eingriff in 
das Recht aus Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG. Die Beobachtung eines Abgeordneten durch Behörden des Verfas-
sungsschutzes stellt schließlich auch deshalb einen Eingriff in die Freiheit des Abgeordnetenmandats dar, 
weil damit der im Grundgesetz vorgesehene typische Kontrollzusammenhang zwischen Legislative und Exe-
kutive umgekehrt wird. Darin liegt eine Beeinträchtigung des normativen Status des Abgeordneten, ohne dass 
es dabei auf eine faktische Beeinflussung der parlamentarischen Willens- und Entscheidungsbildung ankäme. 
 

Der in der Beobachtung eines Abgeordneten durch Behörden des Verfassungsschutzes und der damit ver-
bundenen Sammlung und Speicherung von Daten liegende Eingriff in das freie Mandat kann im Einzelfall im 
Interesse des Schutzes der freiheitlichen demokratischen Grundordnung gerechtfertigt sein, unterliegt dabei 
jedoch (u. a.) strengen Verhältnismäßigkeitsanforderungen. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verlangt, 
dass nur das Notwendige zum Schutz eines von der Verfassung anerkannten Rechtsgutes - hier: der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung - im Gesetz vorgesehen und im Einzelfall angeordnet werden darf. Die 
Einschränkung des freien Mandats darf nicht weiter reichen, als dies erforderlich ist. Zudem darf die Schwere 
des Eingriffs bei einer Gesamtabwägung nicht außer Verhältnis zu dem Gewicht der ihn rechtfertigenden 
Gründe stehen. Danach ist die Beobachtung eines Abgeordneten durch Verfassungsschutzbehörden nur 
dann zulässig, wenn sie erforderlich ist und die Abwägung im Einzelfall ergibt, dass dem Interesse am Schutz 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung Vorrang vor den Rechten des betroffenen Abgeordneten ge-
bührt. Erweist sich, dass die weitere Beobachtung des Abgeordneten zum Schutz der freiheitlichen Ordnung 
nicht notwendig ist, gebietet es der Grundsatz der Erforderlichkeit, die Beobachtung umgehend zu beenden. 
 

b) Die aus dem freien Mandat abgeleiteten Gesichtspunkte, die die Beobachtung von Abgeordneten durch 
Behörden des Verfassungsschutzes begrenzen, verlangen auch Beachtung, wenn die zuständige oberste 
Aufsichtsbehörde in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, in dem der Abgeordnete Auskunft über die 
vom Verfassungsschutz zu ihm gespeicherten personenbezogenen Daten begehrt, die Vorlage der entspre-
chenden Akten oder elektronischen Dokumente gemäß § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO verweigern will. 
 

aa) Der im Hauptsacheverfahren geltend gemachte Auskunftsanspruch ist ein wesentliches Instrument dafür, 
dass die betroffene Person Kenntnis von der Tatsache ihrer Beobachtung durch den Verfassungsschutz sowie 
- über die zu ihrer Person gespeicherten Daten - von Art und Umfang dieser Beobachtung erlangen kann, um 
daran anknüpfend deren Rechtmäßigkeit einschätzen und ggf. weitergehende Ansprüche, etwa auf Berichti-
gung oder Löschung (§ 14 LVSG-BW), verfolgen zu können. Dieses allgemeine Interesse, das jedem derarti-
gen Auskunftsbegehren zugrunde liegt, wird im Falle der Beobachtung von Abgeordneten zusätzlich verfas-
sungsrechtlich verstärkt durch die Gewährleistung des freien Mandats (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG sowie hier 
Art. 27 Abs. 3 Satz 2 LV-BW). Dies gilt nicht nur für den materiellen Auskunftsanspruch (hier aus § 13 LVSG-
BW), sondern auch für die Entscheidung der Aufsichtsbehörde, im verwaltungsgerichtlichen Verfahren die 
vom Hauptsachegericht für entscheidungserheblich erachteten Akten und Dokumente offenzulegen oder aber 
deren Vorlage ganz oder teilweise zu verweigern. 
 

bb) Die Sperrerklärung muss deshalb - zum einen - in Bezug auf den jeweils herangezogenen Geheimhal-
tungsgrund des § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO erkennen lassen, dass gesehen und berücksichtigt wurde, dass es 
sich bei dem Betroffenen um einen Abgeordneten handelt, dessen Auskunftsbegehren auch die Gewährleis-
tung seines freien Mandats tangiert. So muss, wenn etwa die Notwendigkeit einer Geheimhaltung von Akten 
mit Nachteilen für das Wohl des Bundes oder eines Landes begründet wird (§ 99 Abs. 1 Satz 3 Alt. 1 VwGO), 
gegenläufig auch in Rechnung gestellt werden, dass sich die Vorenthaltung von Akten ihrerseits störend auf 
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die Ausübung des freien Mandats und auf den demokratischen politischen Prozess, deren Schutz ebenfalls 
dem Staatswohl dient, auswirken kann. 
 

cc) Zum anderen muss die Bedeutung der Gewährleistung eines freien Mandats ihren Niederschlag in der 
Ausübung des spezifisch prozessualen Geheimhaltungsermessens, das § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO der Auf-
sichtsbehörde einräumt, finden. Auch dann, wenn Geheimhaltungsgründe vorliegen, "kann" gemäß § 99 Abs. 
1 Satz 3 VwGO die Erteilung von Auskünften oder die Vorlage von Akten verweigert werden. Selbst wenn der 
Ausgangsbehörde bei dem in der Hauptsache umstrittenen Informationsbegehren kein Ermessen zusteht, 
besitzt die oberste Aufsichtsbehörde bei der Entscheidung über die prozessuale Freigabe von Dokumenten 
oder Akten einen Ermessensspielraum. Darin liegt die Besonderheit der prozessualen Ermessensausübung 
nach § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO (vgl. dazu BVerwG, Beschluss vom 28. Juni 2023 - 20 F 2.23 - juris Rn. 11 m. 
w. N.). In die Abwägung einzustellen sind hier deshalb auch das (persönliche und öffentliche) Interesse an 
der Ausübung des freien Mandats und damit Gesichtspunkte wie die einer von staatlicher Beeinflussung freie 
Kommunikationsbeziehung zwischen dem Abgeordneten und den Wählerinnen und Wählern und der Freiheit 
der Abgeordneten von exekutiver Beobachtung, Beaufsichtigung und Kontrolle (siehe oben II.2.a). 
 

c) Diesen Anforderungen genügt die Sperrerklärung vom 15. Februar 2021, soweit sie hier im Streit steht, 
nicht. 
 

aa) Der Beigeladene hat in der die Nummern 1.16 und 1.17 betreffenden Passage der Sperrerklärung (Seite 
15 letzter Absatz/Seite 16 bis Mitte) die Darlegung von Geheimhaltungsgründen und die Ausübung des ihm 
durch § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO eröffneten prozessualen Ermessens in einer einheitlichen "Einzelfallabwä-
gung" zusammengefasst. Diese "Einzelfallabwägung" besteht aus weitgehend schematischen und abstrakten 
Erwägungen, die an keiner Stelle den Abgeordnetenstatus der Klägerin in den Blick nehmen und die vorste-
hend dargelegten Gesichtspunkte der Gewährleistung des freien Mandats berücksichtigen. Die Sperrerklä-
rung ist deshalb bereits aus diesem Grund in dem hier gegenständlichen Umfang rechtswidrig. 
 

bb) Im Einzelnen ist Folgendes anzumerken: 
 

(1) Soweit die Schwärzung personenbezogener Daten Dritter damit begründet wird, dass diese ihrem Wesen 
nach geheim zu halten sind (§ 99 Abs. 1 Satz 3 Alt. 3 VwGO), weil bei ihrer Preisgabe das Persönlichkeitsrecht 
der betreffenden Personen verletzt würde, entspricht dies zwar im Ausgangspunkt der Rechtsprechung des 
Senats (vgl. z. B. BVerwG, Beschlüsse vom 19. April 2010 - 20 F 13.09 - BVerwGE 136, 345 Rn. 22 und vom 
28. Juni 2023 - 20 F 2.23 - juris Rn. 23). 
 

Allerdings greift der Schutz persönlicher Daten nicht unterschiedslos, sondern nur soweit, als diese Daten 
tatsächlich (noch) schutzwürdig sind. Daran fehlt es namentlich dann, wenn es sich um Personen der Zeitge-
schichte handelt, die in den Unterlagen nur in ohnehin bereits bekannten Zusammenhängen angeführt wer-
den, oder wenn es sich um persönliche Daten handelt, die in allgemein zugänglichen Quellen erwähnt worden 
sind, und diese Quellen, etwa Zeitungsberichte oder sonstige Publikationen, in den Unterlagen lediglich wie-
dergegeben sind, ohne dass dadurch weiterführende Rückschlüsse ermöglicht werden (BVerwG, Beschluss 
vom 19. April 2010 - 20 F 13.09 - BVerwGE 136, 345 Rn. 22). So verhält es sich bei der unter Nr. 1.17 
genannten Person. 
 

Unabhängig davon begründen grundrechtliche Schutzansprüche Dritter "ihrem Wesen nach" einen Geheim-
haltungsgrund im Sinne des § 99 Abs. 1 Satz 3 Alt. 3 VwGO nur, sofern kein überwiegendes öffentliches oder 
privates Interesse vorliegt, das ausnahmsweise eine Offenlegung zu rechtfertigen vermag (BVerwG, Be-
schluss vom 23. Juni 2011 - 20 F 21.10 - NVwZ 2012, 112 Rn. 14). Die Rechtsprechung des Senats zur 
wesensmäßigen Geheimhaltungsbedürftigkeit personenbezogener Daten bezieht sich im Kern auf unbetei-
ligte Personen oder auf solche, bei denen es als Informanten oder Behördenmitarbeiter um ihre Sicherheit 
oder beruflich gebotene Anonymität geht (vgl. z. B. BVerwG, Beschluss vom 1. August 2007 - 20 F 10.06 - 
juris Rn. 9). Die beiden in Nr. 16 und Nr. 17 genannten Personen stehen hingegen der Klägerin in ihrem 
Tätigkeitsfeld als Parteipolitikerin und Mandatsträgerin nahe und sind ihr in dieser Funktion wohlbekannt. Die 
Weigerung, deren Namen offenzulegen, kann nach bisherigem Erkenntnisstand nicht mit einem 
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überwiegenden Geheimhaltungsinteresse dieser Personen begründet werden. Sie dient wohl weniger der 
Wahrung der Persönlichkeitsrechte dieser Personen als vielmehr der Geheimhaltung ihrer Beobachtung durch 
den Verfassungsschutz. Dies betrifft indes nicht Vorgänge, die ihrem Wesen nach geheim gehalten werden 
müssen (§ 99 Abs. 1 Satz 3 Alt. 3 VwGO), sondern den andersgearteten Geheimhaltungsgrund möglicher 
Nachteile für das Wohl des Bundes oder eines Landes (§ 99 Abs. 1 Satz 3 Alt. 1 VwGO). 
 

(2) Auch zu dem Geheimhaltungsgrund möglicher Nachteile für das Wohl des Bundes oder eines Landes (§ 
99 Abs. 1 Satz 3 Alt. 1 VwGO) sind die Ausführungen des Sperrvermerks allgemein gehalten und schematisch. 
So werden etwa für das Resümee, dass bei einer Offenlegung "Nachteile für die Funktionsfähigkeit des Bun-
des oder eines Landes sowie die innere und äußere Sicherheit" drohten, keine einzelfallbezogenen Anhalts-
punkte für eine derartig weitreichende Gefährdungslage gegeben. Dies jedoch wäre umso mehr angezeigt, 
als die Beobachtung eines Abgeordneten durch Verfassungsschutzbehörden nur dann zulässig ist, wenn sie 
erforderlich ist und die Abwägung im Einzelfall ergibt, dass dem Interesse am Schutz der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung Vorrang vor den Rechten des betroffenen Abgeordneten gebührt (BVerfG, Be-
schluss vom 17. September 2013 - 2 BvE 6/08 u. a. - BVerfGE 134, 141 Rn. 120). 
 

Ebenso fehlt es an der gebotenen Berücksichtigung der Folgen für die Ausübung des freien Mandats. Wenn 
etwa ausgeführt wird, dass sich bei Offenlegung die Beobachtungsobjekte auf die Beobachtung durch den 
Verfassungsschutz einstellen könnten, so bleibt die umgekehrte Folge außer Betracht, dass die bloße Mög-
lichkeit einer staatlichen Registrierung von Kontakten eine abschreckende Wirkung entfalten und schon im 
Vorfeld zu Kommunikationsstörungen und Verhaltensanpassungen führen kann, was bereits als solches einen 
Eingriff in das Recht aus Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG darstellt (BVerfG, Beschluss vom 17. September 2013 - 2 
BvE 6/08 u. a. - BVerfGE 134, 141 Rn. 108). Eine Rechtfertigung der Geheimhaltung mit Gründen des Staats-
wohls setzt die Berücksichtigung beider Aspekte voraus. 
 

(3) Schließlich hat die Gewährleistung des freien Mandats der Klägerin keinen Eingang in die Ermessensaus-
übung nach § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO gefunden. Der Beigeladene hat zwar erkannt, dass bei der Entschei-
dung über die prozessuale Freigabe von Akten neben dem privaten Interesse an effektivem Rechtsschutz und 
dem - je nach Fallkonstellation - öffentlichen oder privaten Interesse am Geheimnisschutz auch das öffentliche 
Interesse an der Wahrheitsfindung abzuwägen ist (vgl. BVerwG, Beschluss vom 28. Juni 2023 - 20 F 2.23 - 
juris Rn. 11). Er hat jedoch nicht berücksichtigt, dass in diese Abwägung als weiterer Faktor das freie Mandat 
der Klägerin einzustellen ist. Gerade in Fällen, in denen sich - wie hier - das Auskunftsbegehren auf die Be-
obachtung eines parlamentarischen Mandatsträgers bezieht, kommt die eigenständige Bedeutung des Er-
messens nach § 99 Abs. 1 Satz 3 VwGO zum Tragen, weil die verfassungsrechtliche Gewährleistung des 
freien Mandats Argumente dafür liefern kann, auch dann, wenn grundsätzlich Geheimhaltungsgründe ange-
nommen werden, Akten oder Teile davon gleichwohl im Interesse der ungestörten demokratischen politischen 
Auseinandersetzung offenzulegen. Damit ist kein bestimmtes Ergebnis der Abwägung vorgezeichnet. Jedoch 
muss die in die Sperrerklärung dokumentierte Ermessensausübung nachvollziehbar erkennen lassen, dass 
im Rahmen der Entscheidung über die Aktenfreigabe die Bedeutung der Aktenkenntnis für die parlamentari-
sche-politische Tätigkeit der Klägerin erkannt und erwogen wurde. Das ist hier nicht geschehen. 
 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO.
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Ausschluss eines faktischen Kerngebiets bei einer mehr als unerheblichen sonstigen Wohnnutzung 
 

Leitsatz 
 

Ein faktisches Kerngebiet ist bei einer mehr als unerheblichen, d. h. über Ausnahmen hinausgehenden sons-
tigen Wohnnutzung ausgeschlossen.  
 

Sachverhalt 
 

Die Klägerin begehrt die Erteilung eines Bauvorbescheides über die planungsrechtliche Zulässigkeit der Nut-
zung eines Gebäudes in der A.straße in L. als Spielhalle. Das Vorhabengrundstück liegt nicht im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplans. 
 

Die etwa 145 m lange A.straße befindet sich in einem innerstädtischen, verkehrsberuhigten Bereich in der 
Nähe des M. Sie verbindet die - vom M. ausgehenden - Straßen S.straße/A. M. im Westen und G.straße im 
Osten. Die G.straße ist die Haupteinkaufsstraße. In den Straßen S.straße/A. M. werden die Erdgeschosse 
vorwiegend gastronomisch genutzt. Am M. befinden sich u. a. das Amts- und das Landgericht, das Rathaus 
sowie zwei großflächige Einzelhandelsbetriebe. In der A.straße überwiegen Gebäude mit Einzelhandelsge-
schäften im Erdgeschoss und Wohnungen in den darüber liegenden Geschossen; daneben finden sich u. a. 
ein Boarding House, die Immobilienabteilung der Sparkasse, eine Einrichtung für kommunale Beratungsan-
gebote sowie Zugänge zu einem Irish Pub und zu einem Programmkino. 
 

Die Beklagte lehnte den Antrag der Klägerin auf Erteilung des Bauvorbescheides im Jahr 2017 ab. Auch der 
Widerspruch der Klägerin blieb erfolglos. Das Verwaltungsgericht hat ihrer Klage stattgegeben und die Be-
klagte zur Erteilung des Bauvorbescheides verpflichtet. Die dagegen gerichtete Berufung der Beklagten hat 
das Oberverwaltungsgericht zurückgewiesen. Die Nutzung als Spielhalle sei nach § 34 Abs. 2 Halbs. 1 BauGB 
i. V. m. § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO als Vergnügungsstätte zulässig, da die Eigenart der näheren Umgebung 
einem Kerngebiet entspreche. Die nähere Umgebung des Vorhabens umfasse nicht nur die A.straße, sondern 
"mindestens auch noch" den nördlich gelegenen M. und die Nutzungen entlang der Verbindungsstraßen A. 
M./S.straße und G.straße. In diesem Bereich seien sämtliche in § 7 Abs. 1 BauNVO genannten Nutzungen 
(Handelsbetriebe, zentrale Einrichtungen der Wirtschaft, Verwaltung und Kultur) vorhanden. Die Einstufung 
als faktisches Kerngebiet sei auch mit der nicht unerheblichen, aber noch untergeordneten Wohnnutzung in 
der näheren Umgebung vereinbar. Kerngebiete dienten in beschränktem Umfang auch dem Wohnen; die 
Erleichterung und Sicherung der Wohnnutzung sei gerade erklärtes Ziel der Novelle der Baunutzungsverord-
nung im Jahr 1977 gewesen, auf die die heutige Fassung der Vorschrift im Wesentlichen zurückgehe. Die 
fehlende Erwähnung in § 7 Abs. 1 BauNVO sei nicht Ausdruck einer auf Minimierung der Wohnnutzung im 
Kerngebiet gerichteten Haltung des Verordnungsgebers, sondern eine Kompromisslösung, die lediglich die 
unbeschränkte Zulassung auf Kosten der vorrangigen Nutzungen verhindern wolle. Insoweit sei auch un-
schädlich, dass eine Wohnnutzung im Kerngebiet nach § 7 Abs. 2 Nr. 7, Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 BauNVO nur 
ausnahmsweise oder nach Maßgabe eines Bebauungsplans zulässig sei. Die Baunutzungsverordnung richte 
sich in erster Linie an den Plangeber. 
 

Gemäß Mitteilung der Prozessbevollmächtigten der Beklagten in der mündlichen Verhandlung vor dem erken-
nenden Senat hat der Rat der Beklagten am 30. Januar 2024 - nach Abschluss des Berufungsverfahrens - die 
Aufstellung eines Bebauungsplans und am 1. Februar 2024 eine Veränderungssperre für das streitgegen-
ständliche Grundstück beschlossen. 
 

Mit ihrer Revision macht die Beklagte geltend: Die Bestimmung der näheren Umgebung durch das Oberver-
waltungsgericht sei unzureichend. Der Bereich südlich des Vorhabengrundstücks sei nicht ausreichend in den 
Blick genommen worden. Bei zutreffender Bestimmung der näheren Umgebung sei eine erhebliche Wohnnut-
zung vorhanden und ein faktisches Kerngebiet schon deshalb ausgeschlossen. Letzteres gelte aber auch 
dann, wenn man den vom Oberverwaltungsgericht festgestellten Wohnanteil zugrunde lege, weil dieser über 
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bloße Ausnahmen (§ 7 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) hinausgehe. Die Zulassung einer Wohnnutzung in diesem 
Umfang sei vom Verordnungsgeber allein in den Verantwortungsbereich des Plangebers gelegt worden. Das 
Vorhaben sei an § 34 Abs. 1 BauGB zu messen und danach unzulässig. 
 

Die Klägerin verteidigt das angegriffene Urteil. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision ist zulässig und begründet. Das angegriffene Urteil des Oberverwaltungsgerichts verletzt Bun-
desrecht (§ 137 Abs. 1 Nr. 1 VwGO). Es stellt sich nicht aus anderen Gründen als im Ergebnis richtig dar (§ 
144 Abs. 4 VwGO). Der Senat kann nicht selbst in der Sache entscheiden; das erfordert die Zurückverweisung 
(§ 144 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 VwGO). 
 

Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des streitgegenständlichen Vorhabens beurteilt sich nach § 34 
BauGB, weil das Grundstück Bestandteil eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils ist. Nach § 34 Abs. 1 
Satz 1 BauGB ist ein Vorhaben dort zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung ein-
fügt und die Erschließung gesichert ist. Für den Fall, dass die Eigenart der näheren Umgebung einem der 
Baugebiete entspricht, die in der Baunutzungsverordnung bezeichnet sind, ordnet § 34 Abs. 2 BauGB an, 
dass sich die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner Art allein danach beurteilt, ob es nach der Verordnung 
in dem Baugebiet (allgemein oder ausnahmsweise) zulässig wäre (BVerwG, Urteil vom 16. September 2010 
- 4 C 7.10 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 212 Rn. 15). Das Oberverwaltungsgericht hat bei der Festlegung 
der näheren Umgebung im Sinne von § 34 Abs. 1 und 2 BauGB Bundesrecht verletzt (1.). Ferner stehen seine 
Annahmen zur Wohnnutzung im faktischen Kerngebiet nicht mit Bundesrecht in Einklang (2.). 
 

1. Die Abgrenzung der näheren Umgebung durch das Oberverwaltungsgericht ist mit bundesrechtlichen Maß-
gaben nicht vereinbar. 
 

a) Das Oberverwaltungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass der die nähere Umgebung bildende 
Bereich so weit reicht, wie sich die Ausführung des zur Genehmigung gestellten Vorhabens auswirken kann 
und wie die Umgebung ihrerseits den bodenrechtlichen Charakter des Baugrundstücks prägt oder doch be-
einflusst (BVerwG, Urteil vom 8. Dezember 2016 - 4 C 7.15 - BVerwGE 157, 1 Rn. 9 m. w. N.). Sind diese 
räumlichen Bereiche nicht deckungsgleich, ist der größere maßgeblich (vgl. BVerwG, Urteile vom 21. Novem-
ber 1980 - 4 C 30.78 - Buchholz 406.11 § 34 BBauG Nr. 79 S. 85 und vom 19. September 1986 - 4 C 15.84 - 
BVerwGE 75, 34 <41 f.>). Bei der Anwendung des § 34 Abs. 2 BauGB ist die nähere Umgebung der Umgriff, 
der hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB maßgeblich ist. Denn für die 
Beurteilung eines Bereichs als faktisches Baugebiet im Sinne von § 34 Abs. 2 BauGB ist gleichfalls die nähere 
Umgebung im Sinne des § 34 Abs. 1 BauGB maßgebend (BVerwG, Beschluss vom 14. Oktober 2019 - 4 B 
27.19 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 225 Rn. 7 m. w. N.). Die Grenzen der näheren Umgebung lassen 
sich dabei nicht schematisch festlegen, sondern sind nach der städtebaulichen Situation zu bestimmen, in die 
das für die Bebauung vorgesehene Grundstück eingebettet ist (BVerwG, Beschluss vom 14. Oktober 2019 - 
4 B 27.19 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 225 Rn. 8 m. w. N.). 
 

b) Die Anwendung dieser Maßstäbe im konkreten Fall ist indes mit Bundesrecht nicht zu vereinbaren. Mit der 
Formulierung, neben der A.straße seien "mindestens auch noch" der nördlich gelegene M. und die Nutzungen 
entlang der Verbindungsstraßen A. M./S.straße und G.straße einzubeziehen, "jedenfalls" diese Nutzungen 
seien prägend für den Standort des Bauvorhabens (UA S. 6 f.), bleibt der konkrete Umgriff der näheren Um-
gebung, insbesondere südlich der A.straße, offen. Das Oberverwaltungsgericht ist auch nicht davon ausge-
gangen, dass es auf eine genaue Abgrenzung der näheren Umgebung im Süden nicht ankommt. Das Urteil 
enthält keine Feststellungen dazu, dass die Nutzungsstruktur nach jeder insoweit in Betracht kommenden 
Variante vergleichbar ist. Ohne abschließende Festlegung des maßgeblichen Bereichs der näheren Umge-
bung fehlt es aber an der notwendigen Grundlage für eine Prüfung der Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 bzw. 
Abs. 2 BauGB. 
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2. Das Oberverwaltungsgericht hat angenommen, die Eigenart der näheren Umgebung entspreche einem 
Kerngebiet und das streitgegenständliche Vorhaben sei daher nach § 34 Abs. 2 Halbs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 2 
Nr. 2 BauNVO zulässig. Der Einordnung als faktisches Kerngebiet stehe nicht entgegen, dass im maßgebli-
chen Bereich - wie hier - eine nicht unerhebliche, aber noch untergeordnete Wohnnutzung vorhanden sei. 
Dies ist mit Bundesrecht nicht zu vereinbaren. 
 

a) Maßgebliche Bedeutung für die Beurteilung, ob die nähere Umgebung einem Baugebiet entspricht, das in 
der Baunutzungsverordnung bezeichnet ist, kommt der allgemeinen Zweckbestimmung in den Absätzen 1 der 
Baugebietsvorschriften zu. Bei der Bestimmung der Eigenart der näheren Umgebung sind zudem die in den 
Baugebieten (allgemein) zulässigen Nutzungen zu berücksichtigen (vgl. BVerwG, Urteil vom 6. Juni 2019 - 4 
C 10.18 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 224 Rn. 20 ff.; Söfker/Hellriegel, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/
Krautzberger, BauGB, Stand November 2024, § 34 Rn. 79). Der Gebietscharakter wird schließlich durch das 
Vorkommen nur ausnahmsweise zulässiger Nutzungen noch nicht in Frage gestellt, solange beispielsweise 
die erkennbaren "Grundzüge der Planung" nicht berührt werden (vgl. § 31 Abs. 1 BauGB). Etwas Anderes gilt 
dann, wenn die vorhandenen Vorhaben sich nicht auf wirkliche Ausnahmefälle beschränken, sondern gerade 
als "Ausnahmen" eine eigene prägende Wirkung auf die Umgebung ausüben (vgl. BVerwG, Beschluss vom 
11. Februar 2000 - 4 B 1.00 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 197 S. 14 f.). 
 

Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtungen 
der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur (§ 7 Abs. 1 BauNVO). Zulässig sind Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter (§ 7 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO) und sons-
tige Wohnungen nach Maßgabe von Festsetzungen des Bebauungsplans (§ 7 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO). Aus-
nahmsweise zugelassen werden können nach § 7 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO Wohnungen, die nicht unter Absatz 
2 Nummer 6 und 7 fallen. § 7 Abs. 4 BauNVO erlaubt für Teile eines Kerngebiets unter bestimmten Voraus-
setzungen besondere Festsetzungen zur Wohnnutzung. 
 

b) Ausgehend von dieser Regelungssystematik ist ein faktisches Kerngebiet bei einer - wie hier vom Oberver-
waltungsgericht festgestellten - nicht unerheblichen, d. h. über Ausnahmen hinausgehenden sonstigen Wohn-
nutzung ausgeschlossen. § 34 Abs. 2 BauGB verweist auf der Rechtsfolgenseite "allein" auf die nach der 
Baunutzungsverordnung zulässigen Arten der baulichen Nutzung. Zu den bezeichneten Baugebieten im Sinne 
des Tatbestandes können daher nur diejenigen Baugebiete nach den §§ 2 ff. BauNVO gehören, für die die 
Baunutzungsverordnung die zulässige Art der baulichen Nutzung selbst regelt. Daran fehlt es, wenn die maß-
gebliche Vorschrift die Entscheidung, welche Anlagen allgemein zulässig, unzulässig oder ausnahmsweise 
zulassungsfähig sind, nicht selbst trifft, sondern sie vom Planungsträger verlangt (vgl. BVerwG, Urteil vom 16. 
September 2010 - 4 C 7.10 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 212 Rn. 16). Die Verweisung auf die §§ 2 ff. 
BauNVO findet mithin dort eine Grenze, wo die Baunutzungsverordnung eine planerische Entscheidung der 
Gemeinde vorsieht (so Dürr, in: Brügelmann, BauGB, Stand Januar 2025, § 34 Rn. 135; vgl. ferner BVerwG, 
Beschlüsse vom 12. Februar 1990 - 4 B 240.89 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 133 S. 37 f. und vom 11. 
Dezember 1992 - 4 B 209.92 - Buchholz 406.11 § 34 BauGB Nr. 154 S. 71). Davon ausgehend ist das Kern-
gebiet hinsichtlich der Wohnnutzung nur insoweit "bezeichnet" im Sinne von § 34 Abs. 2 BauGB, wie der 
Verordnungsgeber die Entscheidung über die in einem Kerngebiet allgemein oder ausnahmsweise zulässige 
Wohnnutzung selbst getroffen hat (§ 7 Abs. 2 Nr. 6, § 7 Abs. 3 BauNVO). Die darüber hinausgehende Wohn-
nutzung steht unter einem Planvorbehalt (§ 7 Abs. 2 Nr. 7, Abs. 4 BauNVO). Dieser darf bei der Anwendung 
des § 34 Abs. 2 BauGB nicht übergangen werden. 
 

Aus der Verordnungshistorie folgt nichts Anderes. Der Verordnungsgeber hat - trotz entsprechender Vor-
schläge (siehe Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau [Hrsg.], Arbeitsgruppe "Baunut-
zungsverordnung" beim Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Materialien zur Baunut-
zungsverordnung, 1988, S. 40) - die Wohnnutzung weder im Jahr 1977 noch im Zuge der späteren Novellie-
rungen in die Zweckbestimmung des § 7 Abs. 1 BauNVO aufgenommen oder den Planvorbehalt in § 7 Abs. 
2 Nr. 7, Abs. 4 BauNVO gestrichen. Die Zulässigkeit der über Ausnahmen hinausgehenden Wohnnutzung im 
Kerngebiet bleibt daher an eine bewusste Entscheidung des Plangebers gebunden, die eine darauf bezogene 
Abwägung erfordert. Diese hat insbesondere das sich aus dem Nebeneinander von gewerblicher Nutzung 
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und Wohnnutzung ergebende Konfliktpotential planerisch zu bewältigen (vgl. BVerwG, Urteil vom 12. Sep-
tember 2013 - 4 C 8.12 - BVerwGE 147, 379 Rn. 17 m. w. N.). Eine solche planerische Konfliktbewältigung 
scheidet im faktischen Kerngebiet aus. Der Intention des Verordnungsgebers widerspräche es, bei der Beur-
teilung, ob nach § 34 Abs. 2 BauGB ein faktisches Kerngebiet vorliegt, die Vorschriften des § 7 Abs. 2 Nr. 7 
oder Abs. 4 BauNVO heranzuziehen. 
 

3. Das Urteil stellt sich nicht aus anderen Gründen als im Ergebnis richtig dar (§ 144 Abs. 4 VwGO). Der Senat 
kann keine abschließende Entscheidung treffen. Es fehlen insbesondere die notwendigen tatsächlichen Fest-
stellungen zur Beurteilung der Wirksamkeit der nach Abschluss des Berufungsverfahrens erlassenen Verän-
derungssperre. Diese Rechtsänderung ist für das Revisionsverfahren beachtlich, weil sie von der Vorinstanz, 
wenn sie jetzt entschiede, berücksichtigt werden müsste (stRspr, vgl. BVerwG, Urteile vom 7. Dezember 2023 
- 4 CN 6.22 - BVerwGE 181, 99 Rn. 53 m. w. N. und vom 24. April 2024 - 1 C 8.23 - BVerwGE 182, 174 Rn. 
22). Eine Klage auf Verpflichtung zur Erteilung eines Vorbescheides ist nur begründet, wenn im Zeitpunkt der 
gerichtlichen Entscheidung ein Anspruch auf dessen Erlass besteht (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Januar 2009 
- 4 C 16.07 - BVerwGE 133, 98 Rn. 11). Ungeachtet dessen wäre dem Senat mangels ausreichender Tatsa-
chenfeststellungen der Vorinstanz weder eine abschließende Bestimmung der näheren Umgebung im Sinne 
von § 34 Abs. 1 BauGB noch eine Beurteilung der Frage möglich (gewesen), ob sich das Vorhaben einfügt. 


